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3.1 Mitglieder­Potenzial93

93 Die Zahlenangaben sind zum Teil geschätzt und gerundet.

Linksextremismus­Potenzial Bundesrepublik Deutschland 2017 2018

Marxisten­Leninisten und andere revolutionäre Marxisten 22.600     24.000

Autonome und sonstige gewaltbereite Linksextremisten94  

sowie Anarchisten95

7.800 9.000

Summe 30.400 33.000

Nach Abzug von Mehrfachmitgliedschaften 29.500 32.000

Davon gewaltorientierte Linksextremisten96 9.000 9.000

Linksextremismus­Potenzial Niedersachsen97 2017 2018

Marxisten­Leninisten und andere revolutionäre Marxisten 435 425

Autonome und sonstige gewaltbereite Linksextremisten sowie 

Anarchisten98

640 700

Summe 1.075 1.125

94 In die Statistik sind nicht nur tatsächlich als Täter/ Tatverdächtige festgestellte Personen 
einbezogen, sondern auch solche Linksextremisten, bei denen lediglich Anhaltspunkte 
für Gewaltbereitschaft gegeben sind. Erfasst sind nur Gruppen, die feste Strukturen auf­
weisen und über einen längeren Zeitraum aktiv waren. Das Mobilisierungspotenzial der 
„Szene“ umfasst zusätzlich mehrere tausend Personen.

95 Das Mitgliederpotenzial umfasste auch bisher schon die Anarchisten, ohne diese aus­
drücklich zu nennen.

96 Bis 2013 hat das Bundesamt für Verfassungsschutz bei der Darstellung des Personenpo­
tenzials ausschließlich die Anzahl der gewaltbereiten Linksextremisten ausgewiesen. Ab 
2014 gibt es nunmehr die Anzahl gewaltorientierter Linksextremisten an, in der die Zahl 
der gewaltbereiten Linksextremisten als Teilmenge enthalten ist.

97 Die für den Bund eingefügte Fußnote gilt entsprechend auch für Niedersachsen. Auf den 
Abzug von Mehrfachmitgliedschaften in Höhe von circa zwei Prozent wie beim Bund ist 
verzichtet worden.

98 Das Mitgliederpotenzial umfasste auch bisher schon die Anarchisten, ohne diese aus­
drücklich zu nennen.
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3.2 Einführung

Für die Ideologie des deutschen Linksextremismus sind die beiden 

ideengeschichtlichen Grundströmungen des 19. Jahrhunderts, Mar­

xismus und Anarchismus, von fundamentaler Bedeutung. Linksex­

tremisten greifen die in der amerikanischen Menschenrechtserklä­

rung von 1776 und die in der Französischen Revolution von 1789 

proklamierten Werte Freiheit und Gleichheit in radikaler Zuspitzung 

auf und wollen den demokratischen Rechtsstaat auch auf revoluti­

onärem und somit gewaltsamem Wege überwinden, um ihn durch 

eine klassenlose bzw. herrschaftsfreie Gesellschaft zu ersetzen.

Kommunistische Gruppierungen wollen das bestehende politische 

System zerschlagen und streben über die Errichtung einer Diktatur 

des Proletariats unter Führung einer „proletarischen Avantgarde“ 

das Absterben des Staates und seine Ersetzung durch eine klassen­

lose Gesellschaft an. Marxistisch­Leninistische Organisationen wie 

die Deutsche Kommunistische Partei (DKP), die Marxistisch­Leninis­

tische Partei Deutschlands (MLPD), aber auch die extremistischen 

Teile der Partei DIE LINKE. halten daher an der Idee einer Revolution 

der Arbeiterklasse fest. Demgegenüber propagieren anarchistische 

Gruppierungen die Überwindung des bestehenden politischen Sys­

tems auf dem Wege massenhaften zivilen Ungehorsams99 und „vor­

bildhafter“ Selbstorganisation. Da Anarchisten generell den Staat, 

seine Institutionen und Repräsentanten ablehnen, streben sie un­

mittelbar nach einer erfolgreichen Revolution eine herrschaftsfreie 

Gesellschaft an. Linksextremistische Organisationen stimmen in der 

Notwendigkeit einer revolutionären Veränderung der bestehenden 

Verhältnisse überein, die das internationale Zusammenwirken aller 

revolutionären Kräfte erfordert (Internationalismus). Kommunismus 

und Anarchismus unterscheiden sich in der Bewertung der Freiheits­

rechte. Überdeckt der übersteigerte Gleichheitsbegriff kommunis­

tisch ausgerichteter Organisationen die individuellen Freiheitsrechte, 

lehnen anarchistische Gruppierungen staatliche Organisationen und 

damit Machtstrukturen (Hierarchien) generell ab. Beide orientieren 

sich an der Utopie einer klassen­ bzw. herrschaftsfreien Ordnung, 

99 Ziviler Ungehorsam ist insbesondere bei den „gewaltfreien“ Anarchisten der Verstoß ge­
gen ein Gesetz aus Gewissensgründen; dabei wird bewusst in Kauf genommen, dafür 
bestraft zu werden.
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d. h. an dem Ideal von der vollkommenen Befreiung des Menschen 

von allen gesellschaftlichen, politischen, ökonomischen, religiösen 

und kulturellen Zwängen. Anarchisten, die in ihrem konkreten poli­

tischen Handeln diesen utopischen Entwurf vorzuleben versuchen, 

verneinen auf Zwang beruhende Zwischenstadien zur Realisierung 

dieser klassenlosen Gesellschaft wie die von Kommunisten ange­

strebte Diktatur des Proletariats. Das westliche Gesellschaftsmodell, 

d. h. die soziale Marktwirtschaft sowie der demokratische Rechts­

staat und die ihn repräsentierenden Mächte, allen voran die USA 

und ihre Verbündeten sowie westlich geprägte Bündnissysteme 

wie die NATO und die Europäische Union (EU), stehen für den Ge­

genentwurf zum ideologischen Weltbild der Linksextremisten und 

sind so eines ihrer zentralen Feindbilder. Die linksextremistische Kri­

tik konzentriert sich vor allem auf die (internationalen) Großkonzer­

ne, die NATO und ihre Führungsmacht, die USA. Die Verantwortung 

für internationale Konflikte und Krisen verorten sie im Westen. Die 

wechselweise als kapitalistisch oder neoliberal bezeichnete west­

liche Wirtschaftsordnung wird grundsätzlich als Ausbeutung des 

Menschen durch den Menschen abgelehnt. Linksextremisten wollen 

dem ihrer Meinung nach „entfesselten Kapitalismus“ Einhalt gebie­

ten und fordern, wie z. B. die Interventionistische Linke (IL) auf ihrer 

Internetseite, „Make capitalism history!“.

3.3 Aktuelle Entwicklungen im 
Linksextremismus

Die Entwicklung des Linksextremismus wurde auch im Berichtsjahr 

2018 von der autonomen Szene bestimmt. Als Reaktion auf die bereits 

seit den 1990er Jahren zunehmende interne Kritik an der Theoriefer­

ne, der Unorganisiertheit und der Selbstbezogenheit der autonomen 

Bewegung sind Teile der autonomen Szene weiter bestrebt, der Ideo­

logie­, Organisations­ und Bündnisfrage mehr Raum zu geben. Vor 

diesem Hintergrund sind in den letzten Jahren bundesweit verschie­

dene sich als postautonom verstehende Bündnisse entstanden.

Postautonome Gruppierungen zeichnen sich durch den Willen aus, 

sich zu organisieren, zu vernetzen und breit gefächerte Bündnisse 
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bis ins demokratische Spektrum zu schließen. Ideologisch orientie­

ren sie sich an marxistisch­leninistischen Weltbildern. Sie verzichten 

aber bewusst auf eine exakte ideologische Festlegung und somit 

auf eine dogmatische100 Interpretation der marxistischen und anar­

chistischen Klassiker. Diese ideologische Unverbindlichkeit macht es 

ihnen möglich, sich auf der Basis von Minimalkonsensen bis weit in 

orthodoxe, aber auch nichtextremistische Kreise zu vernetzen. So 

wollen sie in einem langfristigen Prozess die herrschenden Verhält­

nisse überwinden und eine kommunistische Gesellschaft errichten.

Um an das demokratische Spektrum anschlussfähig zu sein, grei­

fen Autonome und Postautonome gesamtgesellschaftlich relevante 

Themen auf, die die Menschen bis weit in die Mitte der Gesellschaft 

bewegen und zum zivilgesellschaftlichen Engagement herausfor­

dern. Im Gegensatz zum demokratischen Protest, der frei ist von 

systemüberwindenden Forderungen, basiert der linksextremistische 

auf ideologischen Grundannahmen, für die eine prinzipielle Gegner­

schaft zum politischen System der Bundesrepublik und seiner Wirt­

schaftsordnung kennzeichnend ist. Linksextremisten dienen The­

men wie „Antifaschismus“, „Antirepression“, „Antimilitarismus“ 

oder „Antirassismus“ daher vor allem als Plattform für ihr eigentli­

ches Ziel, den Kampf gegen den demokratischen Rechtsstaat. Auch 

niedersächsische Linksextremisten sind in diesen Themenfeldern 

aktiv, wobei der „Kampf gegen den Faschismus“ und gegen den 

„Kapitalismus“ für sie im Vordergrund steht, denn erst wenn der Ka­

pitalismus als „Wurzel allen Übels“ überwunden ist, lassen sich ihrer 

Auffassung nach alle anderen gesellschaftlichen Probleme lösen. 

Zu den herausragenden Ereignissen unter Beteiligung niedersäch­

sischer Linksextremisten zählten im zurückliegenden Jahr die Über­

griffe auf Funktionäre der Partei Alternative für Deutschland (AfD) 

und die virulente Gewalt gegenüber Rechtsextremisten bzw. den­

jenigen, die Linksextremisten dafür halten, vor allem in Göttingen 

100 Als undogmatische Linke bezeichnet man linksradikale bis linksextremistische Gruppen, 
die sich in der Nachfolge der Außerparlamentarischen Opposition (APO) sahen. Diese 
häufig auch als „Spontis“ bezeichneten Gruppen hielten die „Spontaneität der Massen“ 
für das revolutionäre Element der Geschichte. Im Gegensatz zu Marxisten­Leninisten, die 
glauben, für die Revolution sei eine Avantgarde­Partei vonnöten, die die Führung in eine 
bessere Zukunft übernehmen müsse, waren die Spontis eher „antiautoritär“ ausgerichtet. 
Nicht Theorieschulungen und Parteiaufbau standen für sie im Vordergrund ihrer Aktivitä­
ten, sondern „spontane“, nichtsdestoweniger abgesprochene Aktionen in der Öffentlich­
keit.
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und Umland. Sie zeigen, dass die Hemmschwelle von Linksextremis­

ten zur Anwendung von Gewalt auch gegen Menschen weiterhin 

niedrig ist. Ferner sind die weitgehend friedlich verlaufenen Proteste 

gegen den 10. „Tag der deutschen Zukunft“ (TddZ) am 02.06.2018 

in Goslar zu erwähnen.

Im Bereich des parteigebundenen Linksextremismus setzte sich die 

zunehmende politische Bedeutungslosigkeit der orthodox marxis­

tisch­leninistisch ausgerichteten Parteien Deutsche Kommunisti­

sche Partei (DKP) und Marxistisch­Leninistische Partei Deutschlands 

(MLPD) 2018 weiter fort. Neben kontinuierlich schwachen Wahler­

gebnissen von deutlich unter einem Prozent101 leiden beide Parteien 

unter einer massiven Überalterung ihrer Mitglieder. Zudem stagnie­

ren die Mitgliederzahlen beider Parteien seit Jahren auf niedrigem 

Niveau. Sowohl die DKP als auch die MLPD sind in der niedersäch­

sischen Öffentlichkeit kaum wahrnehmbar und spielen für die Beur­

teilung des linksextremistischen Gesamtpotenzials auch künftig nur 

eine untergeordnete Rolle.

Die drei offen extremistischen Zusammenschlüsse in der Partei DIE 

LINKE., die Kommunistische Plattform (KPF), die Sozialistische Lin­

ke (SL) und die Antikapitalistische Linke (AKL), streben nach wie 

vor, wenn auch in unterschiedlicher Ausführung und Intensität, die 

Überwindung der bestehenden politischen Ordnung der Bundesre­

publik an und wollen diese durch ein sozialistisches bzw. kommu­

nistisches System ersetzen. Um dieses Ziel zu erreichen, versuchen 

sie Einfluss auf das politische Profil der Partei DIE LINKE. und deren 

inhaltliche Ausrichtung zu nehmen. So nehmen ihre Mitglieder bei­

spielsweise mit eigenen Delegierten an Parteitagen der Partei DIE 

LINKE. teil und bringen sich dort mit eigenen Anträgen ein. Diese 

Vorgehensweise dient ihnen dazu, die Deutungshoheit bei bestimm­

ten Themen, wie beispielsweise den Umgang mit der SED­Diktatur, 

zu erlangen. Aus diesem Grunde muss davon ausgegangen werden, 

dass die drei extremistischen Zusammenschlüsse der Partei DIE LIN­

KE. auch 2019 versuchen werden, Einfluss auf ihre Partei in Nieder­

sachsen zu nehmen.

101 DKP – Bundestagswahl 2017: 0,0 Prozent; Landtagswahl 2017: nicht angetreten; MLPD – 
Bundestagswahl 2017: 0,1 Prozent; Landtagswahl 2017: nicht angetreten.
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3.4 Autonome und sonstige gewalt­
bereite Linksextremisten 

Sitz / Verbreitung Autonome / Postautonome 

Landesweite Präsenz mit Schwerpunkten in Braunschweig, 

Göttingen, Hannover, Lüneburg, Oldenburg und Osnabrück

Mitglieder / Anhän­

ger / Sympathisanten

Bund: 8.200   Niedersachsen: 670   

Publikationen „Alhambra“, Oldenburg (unregelmäßig)  

„autonomes Blättchen“, Hannover (unregelmäßig) 

Finanzierung Finanzierung von Aktionen und Kampagnen durch Spenden 

sowie Solidaritätsveranstaltungen, keine Mitgliedsbeiträge

Kurzportrait / Ziele Das Ziel autonomer Gruppierungen ist es, den Staat und seine Insti­

tutionen auch gewaltsam abzuschaffen und durch eine „herrschafts­

freie Gesellschaft“ zu ersetzen. Die autonome Bewegung kennt 

dabei keine mit kommunistischen Organisationen vergleichbare ein­

heitliche und dogmatische Ideologie. Ihr Weltbild setzt sich vielmehr 

aus kommunistischen und anarchistischen Elementen zusammen.

Die verschiedenen Gruppen der autonomen Bewegung finden sich 

über Aktions­ und Themenfelder zusammen, die sich zu einem 

erheblichen Teil an aktuellen politischen Ereignissen und Problem­

feldern orientieren. Diese Vorgehensweise soll dazu beitragen, 

den autonomen Widerstand öffentlich besser zu vermitteln, um so 

gesamtgesellschaftlich anschlussfähiger zu werden.

Gegenwärtig sind vor allem die Themenfelder „Antifaschismus“, 

„Antirepression“ und „Antirassismus“ für das autonome Spekt­

rum in Niedersachsen von Bedeutung. Die autonome Szene sieht 

sich seit mehreren Jahren mit der Problematik konfrontiert, dass 

sie aufgrund interner Streitigkeiten und einer oftmals brüchigen 

Vernetzung nur unzureichend agieren kann. Um diesem Umstand 

etwas entgegenzusetzen, haben sich bundesweit sogenannte  

postautonome Zusammenhänge etabliert, die mit langfristigen 

Bündnisstrukturen versuchen, die Autonomen aus der auch von 

ihnen selbst beklagten Krise zu holen. Für Niedersachsen sind 

dabei vor allem die Interventionistische Linke (IL) und das Bündnis 

„… ums Ganze! Kommunistisches Bündnis“ (uG) relevant.
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Die Postautonomen

Autonome Gruppierungen sind nicht wie kommunistische Organisa­

tionen von einer einheitlichen Ideologie geprägt. Sie verknüpfen viel­

mehr Elemente kommunistischer und anarchistischer Weltbilder mit­

einander. Autonome im klassischen Sinne verstehen sich zwar auch 

als undogmatische Linke und streben wie die Vertreter der orthodo­

xen bzw. dogmatischen K­Gruppen102 die sozialistische Revolution an, 

beantworten die „Organisationsfrage“ aber anders. Sie lehnen eine 

staatliche Ordnung und jegliche Form von Hierarchien ab und spre­

chen sich für die Selbstorganisation des Zusammenlebens aus.

Schon seit Jahren leidet die autonome Szene sowohl bundesweit als 

auch in Niedersachsen unter internen Streitigkeiten und einer hohen 

Fluktuation. So existieren autonome Gruppierungen oftmals nur 

kurzfristig und haben Probleme, ihre Akteure zu motivieren. Verant­

wortlich dafür sind vor allem ungelöste Organisationsdebatten und 

eine theoretische Orientierungslosigkeit. Diese Entwicklung hat die 

Autonomen in eine substanzielle inhaltliche und strukturelle Krise 

gestürzt. Teile der autonomen Szene reflektieren diese Missstände 

schon seit längerem und versuchen, für konkrete Projekte Gruppen­

strukturen und Netzwerke aufzubauen. Diese oftmals als postauto­

nom bezeichneten Gruppierungen verstehen sich nach wie vor als 

Autonome, auch wenn sie sich in einigen Punkten von diesen un­

terscheiden. Ihre Politik ist langfristiger angelegt und verfolgt eine 

Strategie der kleinen Schritte. Sie wollen innerhalb des autonomen 

Spektrums eine strategische Bündnisorientierung mit einer breiten 

Öffnung ins demokratische Spektrum und zu bislang unpolitischen 

Bevölkerungsschichten betreiben, um dort für einen Bruch mit dem 

Kapitalismus zu werben. Postautonome greifen deshalb aktuelle po­

litische (Krisen­)Themen auf, die bis in die Mitte der Gesellschaft 

anschlussfähig sind und versuchen, über deren gezielte Zuspitzung 

möglichst viele Personen zu erreichen und mittelfristig zu radikali­

sieren. So waren sie beispielsweise im Jahr 2018 an zentraler Stelle 

an den Protesten gegen die Rodung des Hambacher Forst in Nord­

rhein­Westfalen beteiligt.

102 Der Begriff „K­Gruppen“ ist eine Sammelbezeichnung für politische Gruppierungen wie 
den Kommunistischen Bund Westdeutschlands (KBW) oder die MLPD, die sich seit dem 
Ende der 1960er Jahre am Marxismus­Leninismus maoistischer Prägung orientieren und 
sich die Beseitigung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung zum Ziel gesetzt 
haben.
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Interventionistische Linke (IL)

Die IL ist zurzeit das bedeutendste postautonome Bündnis. Sie ent­

stand 1999 als eine „strategische Verabredung“ undogmatischer 

Linksextremisten verschiedener Strömungen. In sogenannten Be­

ratungstreffen fanden sich Gruppierungen und Einzelpersonen zu­

sammen, um Überlegungen anzustellen, wie die Handlungsfähigkeit 

und Wahrnehmbarkeit der „radikalen Linken“ in der Bundesrepublik 

Deutschland erhöht werden könne. Ab 2004 wurden diese Treffen 

gezielt für linksextremistische Gruppen aus dem postautonomen 

Spektrum geöffnet. Es entstand ein bundesweit agierendes Netz­

werk aus linksextremistischen Gruppierungen und Einzelaktivisten, 

dem in geringem Maße auch nichtextremistische Personen ange­

hörten. Dem folgte ab 2010 eine intensive Organisationsdebatte, 

die mit einem von der IL herausgegebenen „Zwischenstandspapier“ 

vom 11.10.2014 die Umstrukturierung der IL von einem Netzwerk zu 

einer Organisation abschloss. 

Um an das demokratische Spektrum anschlussfähig zu sein, geben 

sich ihre Akteure ideologisch bewusst undogmatisch. Zugleich be­

mühen sie sich um ein gemäßigteres äußeres Erscheinungsbild, als 

es sonst in der autonomen Szene üblich ist. So sind ihre Protagonis­

ten beispielsweise bei Demonstrationen bereit, auf szenetypische 

Kleidung und die Anwendung von Gewalt zu verzichten. Dabei han­

delt es sich jedoch um ein rein taktisches Verhalten, hinter dem sich 

eine latent vorhandene Militanz verbirgt, wie die IL in ihrem „Zwi­

schenstandspapier“ deutlich macht: 

„Unsere Mittel und Aktionsformen, defensive wie offensive, bestimmen wir also strategisch 

und taktisch in den jeweiligen Situationen. … Es geht uns darum, die kollektive Fähigkeit 

herzustellen, die Wahl der Mittel nach unseren Zielen selbst zu bestimmen.“

(Internetseite der IL, 11.12.2018)
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Aus diesem Grund kann die IL eine Scharnierfunktion zwischen dem 

gewaltorientierten linksextremistischen Spektrum, den dogmati­

schen Linksextremisten und dem demokratischen Protest einneh­

men. Das ermöglicht ihr, Mobilisierungserfolge zu erzielen und un­

terstreicht zugleich die wachsende Bedeutung des Netzwerkes für 

die gesamte linksextremistische Szene. Ihre verfassungsfeindliche 

Ausrichtung bringt die IL u. a. in ihrem Selbstverständnis zum Aus­

druck. Darin macht sie deutlich, dass es ihr nicht um grundgesetz­

konforme reformerische Veränderungen des kapitalistischen Wirt­

schaftssystems geht, sondern um die revolutionäre Überwindung 

des demokratischen Rechtsstaates:

„Wir wollen eine radikale Linke, die aktiv nicht nur gegen die Zumutungen und Grausam-

keiten, sondern gegen den Kapitalismus insgesamt kämpft, die dabei immer wieder neue 

Allianzen sucht, die Brüche vertieft und Chancen ergreift, die lieber Fehler macht und aus 

ihnen lernt, anstatt sich im Zynismus der reinen Kritik zu verlieren. Wir wollen eine radikale 

Linke, die auf den revolutionären Bruch mit dem nationalen und globalen Kapitalismus, mit 

der Macht des bürgerlichen Staates und allen Formen von Unterdrückung, Entrechtung, 

Diskriminierung orientiert ist. Kurz: Wir wollen eine neue, gesellschaftliche radikale Linke, 

die um politische Hegemonie ringt und Gegenmacht organisiert.

(Internetseite der IL, 11.12.2018)

Gegenwärtig bestehen in 30 deutschen Städten sowie in Graz und 

Wien (Österreich) Ortsgruppen der IL, zwei davon in Niedersachsen 

(Göttingen und Hannover). Die IL folgt eigentlich dem Prinzip, wo­

nach pro Stadt nur eine Ortsgruppe bestehen soll. In Göttingen ist 

diese Ausrichtung jedoch bislang nicht angenommen worden. Dort 

sind die beiden Gruppierungen Antifaschistische Linke International 

(A.L.I.) und Basisdemokratische Linke (BL) weiterhin eigenständige 

Mitglieder der IL.
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Bündnis …ums Ganze! Kommunistisches Bündnis (uG)

Ein weiteres postautonomes Bündnis mit niedersächsischer Betei­

ligung stellt das Bündnis uG dar. In ideologischer Abgrenzung zur 

antiimperialistisch ausgerichteten IL ist das Bündnis uG dem an­

tideutschen Lager zuzurechnen.103 Folgt man der Selbstdarstellung 

des Bündnisses, so wurde es 2006 gegründet, um „linksradikale 

Gesellschaftskritik überregional zu organisieren und handlungsfähig 

zu machen.“ Nach eigener Aussage geht es dem Bündnis uG dabei 

nicht nur um eine „Kritik, für die es weder Institutionen noch Parla­

mente noch feste Verfahren“ gebe, sondern auch um die „Kritik ge­

sellschaftlicher Herrschaft als ganzer“. Das postautonome Bündnis 

strebt nach einer herrschaftsfreien kommunistischen Gesellschaft. 

Wie diese Gesellschaftsform konkret aussehen soll, bleibt jedoch, 

wie so oft im Linksextremismus, äußerst diffus.

Das Bündnis uG ist derzeit in elf deutschen Städten sowie in Wien 

(Österreich) organisiert, von denen die Gruppierungen Fast Forward 

Hannover sowie die Redical [M] aus Göttingen in Niedersachsen an­

sässig sind.

Antiimperialisten und Antideutsche

Die sogenannten Antideutschen bildeten sich mit Beginn der 1990er 

Jahre vor dem Hintergrund zunehmender rechtsextremistischer 

Übergriffe auf Migranten als eine neue Strömung innerhalb des 

autonomen Spektrums heraus. Ideologisch wenden sie sich gegen 

einen vermeintlichen deutschen Nationalismus. Mit der deutschen 

Wiedervereinigung befürchteten ihre Aktivisten ein Erstarken des 

Nationalismus innerhalb der vereinigten Bundesrepublik und die 

Entstehung eines „IV. Reichs“ durch die Rückkehr zum Nationalso­

zialismus. 

Im Zuge der Golfkriege von 1990 und 2003 solidarisierten sich 

die Antideutschen bedingungslos mit dem Staat Israel und seiner 

Schutzmacht, den USA. Eine für Autonome ungewöhnliche politi­

sche Haltung, da sie prinzipiell staatliche Strukturen, Institutionen 

und Repräsentanten ebenso ablehnen wie das westliche Wirt­

schafts­ und Gesellschaftsmodell und jegliche Form von Militär. Auf­

103 Zur Erläuterung der Begriffe „antiimperialistisch“ und „antideutsch“ siehe die Ausführun­
gen im folgenden Abschnitt „Antiimperialisten und Antideutsche“.
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grund dieser Widersprüchlichkeit kam es zum Bruch zwischen den 

Antideutschen, die bislang immer nur eine Minderheitenposition in­

nerhalb des autonomen Spektrums vertraten und vertreten, und den 

die autonome Szene dominierenden sogenannten Antiimperialisten 

mit ihrer ausgeprägten antiwestlichen, insbesondere antiamerikani­

schen und antiisraelischen Haltung. Dieser ideologische Bruch voll­

zieht sich nicht nur im autonomen, sondern auch im postautonomen 

Spektrum. So ist beispielsweise die IL mit ihren niedersächsischen 

Ablegern in Hannover und Göttingen als antiimperialistisch zu cha­

rakterisieren, während das Bündnis uG eindeutig antideutsch ge­

prägt ist.104 Nicht selten führen diese Diskrepanzen zur Lähmung der 

politischen Arbeit innerhalb der autonomen Szene, da beide Seiten 

nur bedingt dazu bereit sind, miteinander zu kooperieren.

Autonome Gewalt

Autonome kennzeichnet ein hohes Maß an Gewaltbereitschaft. Die 

autonome Gewaltbereitschaft basiert dabei auf einem klaren Feind­

bild, zu dessen tragenden Säulen der Staat und seine Repräsen­

tanten sowie Rechtsextremisten, aber auch szenekritische Wissen­

schaftler zählen. Politisch motivierte Gewalt dient Autonomen als 

„Geburtshelfer einer neuen Gesellschaft“, denn um die angestrebte 

herrschaftsfreie Gesellschaft zu errichten, muss zuvor der demokra­

tische Rechtsstaat als Garant der bisherigen Ordnung beseitigt wer­

den. Gewalt hat dabei für Autonome immer auch eine Außen­ und 

eine Binnenwirkung. Nach außen dient sie u. a. dazu, öffentliche, 

insbesondere mediale Aufmerksamkeit zu erregen und Unterstüt­

zung für die eigenen Positionen zu finden. Darüber hinaus dient sie 

dazu, die Kosten für bestimmte politische Entscheidungen so in die 

Höhe zu treiben, dass diese politisch nicht mehr durchsetzbar sind. 

Zugleich wirkt die Gewalt nach innen integrations­ und identitäts­

stiftend für die jeweiligen Bezugsgruppen. Die gewaltsame Ausein­

andersetzung mit der Polizei ist der förmliche Ritterschlag für den 

einzelnen Autonomen, denn sie befördert seinen Aufstieg in den 

formal nicht existenten Hierarchien innerhalb seiner Bezugsgruppe. 

104 Die beiden Göttinger Gruppen Antifaschistische Linke International (A.L.I.) und Basisde­
mokratische Linke Göttingen (BL) sind Teil der antiimperialistisch ausgerichteten IL, wäh­
rend die Redical [M] die Göttinger Ortsgruppe des antideutsch ausgerichteten Bündnisses 
uG bildet. In Hannover ist die Gruppierung Fast Forward Hannover im Bündnis uG organi­
siert, darüber hinaus gibt es eine IL­Ortsgruppe Hannover. 
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Vor diesem Hintergrund verwundert es nicht, dass Gewalt – wie 

auch in anderen Extremismusbereichen – ästhetisiert und heroisiert 

wird. So stilisieren sich Autonome gern auf Fotos und Plakaten als 

„lonesome cowboy“ oder „streetfighter“ vor brennenden Barrika­

den oder Autos. Dadurch unterstreichen sie zugleich die Faszination, 

die Gewalt auf sie ausübt. Gewalt wird somit zu einem unverzicht­

baren Lebensgefühl. In manchen Situationen herrscht sogar eine re­

gelrechte Gewaltbegeisterung, denn „es macht einfach Spaß, den 

Bullen eins in die Fresse zu hauen …“ wie es in einem ihrer Selbst­

zeugnisse heißt.105 

Um die von Autonomen ausgehende Gewalt richtig einordnen zu 

können, muss man sich den für sie und die Postautonomen gel­

tenden Gewaltbegriff vergegenwärtigen. Dem linksextremistischen 

Verständnis nach üben die „kapitalistischen Produktionsverhältnis­

se“ Gewalt gegen ihre Bürger aus: sie stellen eine auf gesellschaftli­

chen Strukturen, Werten, Normen, Institutionen und Machtverhält­

nissen basierende „strukturelle Gewalt“ gegenüber den Bürgern dar 

und hindern diese daran, sich ihren Anlagen und Möglichkeiten ent­

sprechend frei entfalten und somit selbst verwirklichen zu können. 

Aus dieser so empfundenen „Gewalt des Systems“ leiten Autonome 

und sonstige gewaltbereite Linksextremisten ein vermeintliches Na­

turrecht auf gewaltsamen Widerstand ab. Linksextremistische Ge­

walt versteht sich demzufolge als „Gegengewalt“, als ein reaktives 

und dadurch legitimes Mittel, um die herrschende Gewalt aufzubre­

chen und Veränderungen herbeizuführen. 

Grund der Beobachtung / Verfassungsfeindlichkeit 

Gemeinsames Ziel aller autonomen Gruppierungen ist es, den Staat 

und seine Institutionen auch gewaltsam abzuschaffen und durch 

eine „herrschaftsfreie Gesellschaft“ zu ersetzen. Hiermit richten sie 

sich gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung und sind 

demnach verfassungsfeindlich (§ 3 Abs. 1 NVerfSchG).

105 A.G. Grauwacke, Autonome in Bewegung. Aus den ersten 23 Jahren, Berlin 3. Auflage 
2003, S. 148.
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Aktionsfelder

Kampf gegen Faschismus

Zentrales Anliegen der Autonomen ist der Kampf gegen Faschismus 

bzw. der „Antifaschismus“, einhergehend mit dem damit unmittel­

bar verbundenen Kampf gegen den Kapitalismus. Unter Rückgriff 

auf die von dem damaligen Vorsitzenden der Kommunistischen 

Internationale (Komintern), Georgi Dimitroff, im August 1935 auf 

dem VII. Weltkongress der Komintern in Moskau aufgestellte The­

se, wonach der Faschismus „die offene terroristische Diktatur der 

reaktionärsten, am meisten chauvinistischen, am meisten imperialis­

tischen Elemente des Finanzkapitals“106 sei, ist der Faschismus dem 

linksextremistischen Verständnis nach dem Kapitalismus immanent. 

Faschismus kann deshalb diesem Verständnis nach nur dann erfolg­

reich bekämpft werden, wenn zugleich auch seine Ursache, der 

Kapitalismus, beseitigt wird. Konsequenter „Antifaschismus“ zielt 

daher für Linksextremisten zwangsläufig nicht nur auf die kapitalis­

tische Wirtschaftsordnung, sondern auch auf die „Marionette des 

Kapitals“, den zu überwindenden demokratischen Rechtsstaat.

Ereignisse im Zusammenhang mit der Partei Alternative für 

Deutschland (AfD)

Wie in den Jahren zuvor, konzentrierte sich die autonome Szene 

auch 2018 auf ihre „Antifaschismus­Arbeit“, insbesondere auf die 

direkte Auseinandersetzung mit der AfD. Vor dem Hintergrund des 

Einzuges der AfD in den Deutschen Bundestag und in die Landes­

parlamente von Bayern und Hessen ­ damit ist die Partei nunmehr 

im Europaparlament, im Deutschen Bundestag und in allen Landes­

parlamenten in Fraktionsstärke vertreten ­ nahmen die Übergriffe 

auf ihre Funktionäre weiter zu. Insbesondere Pkw und Wohnhäuser 

von AfD­Angehörigen stellten im vergangenen Jahr vermehrt An­

griffsziele der autonomen Szene dar. So versuchten beispielswei­

se unbekannte Täter in der Nacht zum 02.07.2018 den Pkw eines 

AfD­Bundestagsabgeordneten im Wendland auf dessen Grundstück 

anzuzünden. Einen Monat später zerstachen unbekannte Täter in 

106 Georgi Dimitroff, Die Offensive des Faschismus und die Aufgaben der Kommunistischen 
Internationale im Kampf für die Einheit der Arbeiterklasse gegen den Faschismus, in: ders., 
Gegen Faschismus und Krieg. Ausgewählte Reden und Schriften, Leipzig 1982, Seiten 
49–136, hier Seite 52.
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der Nacht vom 03. auf den 04.08.2018 die Reifen der Fahrzeuge eines 

niedersächsischen Landtagsabgeordneten der AfD und seiner Ehefrau 

in Amelinghausen und übergossen die Pkws mit einer öligen, dunk­

len Holzschutzfarbe. Am Abend des 26.09.2018 wurden der vordere 

und der hintere Reifen am Pkw desselben Landtagsabgeordneten zer­

stochen, als dieser an einer Veranstaltung der AfD­Kreisvereinigung 

Rotenburg (Wümme) teilnahm. Am 06.01.2018 beschmierten unbe­

kannte Täter in Göttingen eine Hauswand und ein Carport mit den 

Parolen „Wir kriegen euch alle, Antifa A, FCK AFD“ bei einem ehema­

ligen AfD­Mitglied. In Oldenburg wurden am 10. und am 16.05.2018 

Glasbehältnisse gegen die Fensterscheiben von Wohnhäusern gewor­

fen. Die Geschädigten waren ebenfalls jeweils Mitglieder der AfD.

Einen Höhepunkt der Auseinandersetzung stellte der vom 27. bis 

zum 28.10.2018 in der Weser­Ems­Halle in Oldenburg stattgefun­

dene 2. Satzungsparteitag der niedersächsischen AfD dar. Gegen 

diesen Landesparteitag mobilisierte ein breites Bündnis aus Partei­

en, Gewerkschaften, Kirchen und Vereinen unter dem Motto „Kein 

Schritt zurück.“ Darüber hinaus rief das Oldenburger Autonome 

Zentrum Alhambra zu Gegenprotesten auf. Bereits am frühen Mor­

gen des 27.10.2018 versuchten zum Teil vermummte Autonome er­

folglos den Zugang zur Weser­Ems­Halle zu blockieren. Dabei kam 

es zu Handgreiflichkeiten, auch Pyrotechnik wurde eingesetzt. An 

der Gegendemonstration am Nachmittag nahmen in der Spitze circa 

6.000 Personen teil, darunter etwa 250 Autonome. Am Sonntag, 

den 28.10.2018 beteiligten sich dagegen nur noch etwa 150 De­

monstranten an den Protesten. Der Versuch von vier Personen zum 

Ende des Tages über den Betriebshof an ein Nebengebäude der We­

ser­Ems­Halle zu gelangen, endete in einem Handgemenge mit dem 

Sicherheitsdienst der AfD. Dabei wurden ein Sicherheitsbediensteter 

und eine Demonstrantin verletzt.

Aktivitäten in Göttingen und Umland

Im Rahmen der Auseinandersetzungen zwischen Links­ und Rechts­

extremisten bzw. denjenigen, die Linksextremisten dafür halten, 

spielte 2018 erneut Göttingen und das Göttinger Umland eine 

bedeutende Rolle. Vor allem die AfD und ihre Mitglieder standen 

im Fokus der autonomen Szene. So schlugen Ende Dezember un­
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bekannte Täter ein Loch in die Wohnungstür eines Mitgliedes des 

niedersächsischen Landesverbandes der Jungen Alternative (JA), der 

Nachwuchsorganisation der AfD, und brachten eine übelriechende 

Flüssigkeit, vermutlich Buttersäure, in die Wohnung ein. In der Nacht 

vom 17. auf den 18.12.2018 zerstachen unbekannte Täter die Reifen 

eines PKWs des ehemaligen niedersächsischen Landesvorsitzenden 

der JA und überzogen das Fahrzeug mit einer übelriechenden pul­

vrigen Substanz. Im Jahresverlauf gab es in Göttingen außerdem 

immer wieder szenetypische Delikte wie Beleidigungen, Pöbeleien, 

Sachbeschädigungen und körperliche Auseinandersetzungen. Zu­

dem wurden am 01.11.2018 und am 15.12.2018 über eine Internet­

seite unter der Überschrift „Göttinger Naziclique“ Personen geou­

tet, die die autonome Szene als Rechtsextremisten einordnet, indem 

ihre personenbezogenen Daten samt Fotos veröffentlicht wurden.

Unter dem Motto „Diese EU ist nicht unser Europa“ führte der Göt­

tinger Kreisverband der Partei „Die Republikaner“ am 18.08.2018 

eine Demonstration in Göttingen durch. Gegen diese Veranstaltung 

mobilisierte ein breites gesellschaftliches Bündnis, zudem hatten 

bereits im Vorfeld diverse linksextremistische Gruppierungen aus 

Göttingen wie die Antifaschistische Linke International (A.L.I.) oder 

die Redical [M] zum geschlossenen Protest aufgerufen. Während 

des Protestmarsches mit etwa 400 Teilnehmenden versuchten De­

monstrierende mehrfach, die Aufzugsstrecke der „Republikaner“ zu 

blockieren. Das verhinderte jedoch die Polizei. 

Im weiteren Verlauf wurden Eier, Steine und 

Flaschen in Richtung der Versammlung der 

„Republikaner“ geworfen. Ein tatverdächtiger 

Flaschenwerfer konnte festgenommen wer­

den und es wurden 13 Ermittlungsverfahren 

wegen Beleidigung, Körperverletzung, Raub, 

Angriff auf Vollstreckungsbeamte und wegen 

Verstoßes gegen das Versammlungsgesetz ein­

geleitet.
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Beteiligung von Linksextremisten an den Protesten gegen den  

„Tag der deutschen Zukunft“ (TddZ) in Goslar

Am 02.06.2018 fand in Goslar der 10. TddZ unter dem Motto „Hin­

aus zum Tag der deutschen Zukunft ­ Unser Signal gegen Überfrem­

dung“ mit etwa 250 Rechtsextremisten statt. 

Gegen die rechtsextremistische Kundgebung mobilisierte das „Gosla­

rer Bündnis gegen Rechtsextremismus“ unter dem Motto „Goslars Zu­

kunft bleibt bunt – kein Platz für Rassismus“. Unter den Unterstützern 

dieser Proteste fanden sich auch linksextremistische Gruppierungen wie 

die Antifaschistische Linke International (A.L.I.) und die 

Basisdemokratische Linke (BL). Sie warben über soziale 

Medien wie Facebook unter dem Motto „Keinen Tag 

der deutschen Zukunft in Goslar“ und „AK: Not One 

Inch“ und über Twitter unter den Hashtags „#NOTDDZ“ 

und „NoTddZ2018“ für die Teilnahme an den Protesten.

An den insgesamt drei angemeldeten Gegendemonstrationen und 

vier Spontanversammlungen beteiligten sich am 02.06.2018 rund 

3.400 Teilnehmende, darunter 600 gewaltorientierte Linksextremis­

ten aus Niedersachsen und den angrenzenden Bundesländern. Die 

Proteste verliefen zwar weitgehend friedlich, linksextremistische Ge­

gendemonstranten versuchten aber auf die Wegstrecke der rechts­

extremistischen Veranstaltung zu gelangen und diese zu stören. Das 

Vorhaben verhinderte jedoch die Polizei.

Bereits während der Anreise hatte die 

Polizei an den zentralen Zufahrtsstraßen 

vor allem Busse kontrolliert und dabei 

480 Gegenstände sichergestellt, dar­

unter Vermummungsgegenstände wie 

Sturmhauben, Basecaps, Schlauchschals 

und Dreieckstücher sowie Schutzbe­

waffnungen wie Regenschirme, lange 

Holzstöcke und ein Messer. Insgesamt 

führte die Polizei 576 Identitätsfeststel­

lungen durch und sprach 52 Platzver­

weise und zwei Aufenthaltsverbote aus.
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Nach Abschluss der Veranstaltung blockierten rund 100 Linksextre­

misten die Gleise im Hauptbahnhof von Hildesheim. 

Darüber hinaus verübten unbekannte Täter am Vormittag des 

02.06.2018 einen Anschlag auf die Bahnstrecke zwischen Hal­

berstadt und Goslar im Bereich Ilsenburg (Sachsen­Anhalt). Sie 

setzten Signalkabel in einem Kabelschacht in Brand, legten bren­

nende Autoreifen auf die Gleise und gossen Flüssigbeton auf einen 

Schienenstrang. Am Tatort hinterließen die Täter einen Zettel mit 

der Aufschrift „Stellt den Verkehr ein.“ Die Bahnverbindung wurde 

umgehend gesperrt, so dass kein Zug in Gefahr geriet. Neben vielen 

anderen Fahrgästen waren auch etwa 50 Personen der rechtsextre­

mistischen Szene betroffen, die sich auf dem Weg nach Goslar be­

fanden. Obwohl kein Selbstbezichtigungsschreiben vorliegt, lassen 

sowohl der Modus Operandi als auch Tatort und Tatzeit auf einen 

linksextremistischen Hintergrund schließen.

Kampf gegen Repression

Gewöhnlich wird der Begriff „Repression“ dafür verwendet, Unter­

drückung und Menschenrechtsverletzungen in Diktaturen und au­

toritären Systemen zu benennen. Linksextremisten übertragen den 

Begriff auf die innenpolitische Situation in Deutschland. Konkret 

verstehen sie hierunter die Unterdrückung der individuellen, sozia­

len und politischen Entfaltung des Einzelnen durch gesellschaftliche 

Strukturen oder autoritäre Verhältnisse in Deutschland, insbesonde­

re durch Handlungen staatlicher Exekutivorgane. Ziel der linksextre­

mistischen „Antirepressions­Arbeit“ ist es, sich selbst als Opfer per­

manenter Überwachung, Verfolgung und Reglementierung durch 

den Staat zu stilisieren, um auf diese Weise den demokratischen 

Rechtsstaat zu delegitimieren. 

Im Aktionsfeld „Antirepression“ standen 2018 in Niedersachsen vor 

allem die Proteste gegen die Novellierung des „Niedersächsischen 

Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung“, das künftig 

„Niedersächsisches Polizei­ und Ordnungsbehördengesetz“ (NPOG) 

heißen wird, im Vordergrund. So rief das Bündnis „#noNPOG“ unter 

dem Motto „#no NPOG – Nein zum geplanten niedersächsischen 

Polizeigesetz“ zur Teilnahme an einer Großdemonstration gegen die 

bevorstehende Änderung des NPOG am 08.09.2018 in Hannover 
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auf. Dem Versammlungsaufruf schlossen sich landesweit über 135 

Bündnisorganisationen an. Neben zahlreichen Bündnispartnern aus 

dem demokratischen Spektrum und aus der Fußballfanszene unter­

stützten den Aufruf sowohl linksextremistische Organisationen wie 

die Antifa Infamous Hannover, die Antifa­

schistische Gruppe Hannover (AGH), die 

Interventionistische Linke Hannover (IL 

Hannover) sowie die Göttinger Gruppie­

rungen Basisdemokratische Linke (BL) und 

Redical [M] als auch linksextremistische 

Parteien wie die Marxistisch­Leninistische 

Partei Deutschlands (MLPD) und die Deut­

sche Kommunistische Partei (DKP).

An der Demonstration nahmen etwa 8.300 Personen teil, darunter 

rund 400 Linksextremisten. Einige von ihnen zogen im Verlauf der 

Demonstration Einweganzüge an, vermummten sich und zündeten 

Pyrotechnik. Ansonsten verlief die Veranstaltung störungsfrei.

Für den 08.12.2018 rief das Bündnis „#noNPOG“ erneut zu einer 

Demonstration gegen das NPOG in Hannover auf. Im Gegensatz zu 

der Protestveranstaltung vom 08.09.2018 folgten dem Aufruf nur 

etwa 1.900 Personen. Darunter befand sich auch ein Block aus rund 

200 – 300 Linksextremisten, aus dem heraus beim Passieren der  

Polizeiinspektion Hannover­Mitte ein Gegenstand in Richtung des 

Polizeigebäudes geworfen und Pyrotechnik gezündet wurde. Am 

Rande der Demonstration griffen dunkel gekleidete Täter einen 

mutmaßlichen Versammlungsteilnehmer an, der daraufhin stürzte 

und in ein Krankenhaus eingeliefert werden musste.

Im Jahr 2018 wurden von der linksextremistischen Szene auch polizei­

liche und juristische Maßnahmen im Zusammenhang mit den schwe­

ren Ausschreitungen während der Proteste gegen den G20­Gipfel in 

Hamburg als Akte staatlicher Repression eingestuft. Dieses galt z. 

B. für die von der Sonderkommission (Soko) „Schwarzer Block“ des 

Landeskriminalamtes (LKA) Hamburg am 27. und 28.06.2018 voll­

streckten fünf Haftbefehle in Hessen und Nordrhein­Westfalen so­

wie die darüber hinaus in Hamburg und in Niedersachsen durchge­
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führten bundesweiten Durchsuchungsmaßnahmen bei 14 Objekten. 

Dabei ging es um schweren Landfriedensbruch, schwere Brandstif­

tung, Körperverletzung und Widerstand gegen Vollstreckungsbe­

amte, begangen im Zusammenhang mit den Protesten gegen den 

G20­Gipfel. In Niedersachsen wurden am 27.06.2018 zwei Objek­

te in Dudenbüttel im Landkreis Stade und in Oldenburg sowie am 

28.06.2018 eines in Göttingen durchsucht. Vor letzterem führten 

etwa 25 Personen eine Spontanversammlung durch. Ferner durch­

suchte am 20.11.2018 die Soko „Schwarzer Block“ neben Objekten 

in Hamburg auch eines in Lüneburg. Den betroffenen Personen wur­

den schwerer Landfriedensbruch, Widerstand gegen und tätlicher 

Angriff auf Vollstreckungsbeamte und Körperverletzungsdelikte 

vorgeworfen. Zudem solidarisierte sich die linksextremistische Szene 

stets mit den Angeklagten in den Gerichtsverfahren, in dem sie z. B. 

Solidaritätsveranstaltungen und ­demonstrationen organisierte und 

Linksextremisten im Gerichtssaal die Verfahren begleiteten. So beju­

belten Linksextremisten z. B. am 18.12.2018 in Hamburg beim Auf­

takt des Verfahrens gegen vier Deutsche und einen Franzosen die 

Angeklagten, denen Brandstiftung, gefährliche Körperverletzung, 

Verstöße gegen das Waffengesetz und Landfriedensbruch in einem 

besonders schweren Fall im Zusammenhang mit den Krawallen an 

der Elbchaussee am Morgen des 07.07.2018 vorgeworfen wurde.

Die Rote Hilfe

Die bedeutendste Gruppierung, die sich in erster Linie der „Antire­

pressions­Arbeit“ widmet, ist der von Linksextremisten getragene 

Verein Rote Hilfe e. V. (RH). Die RH wurde 1975 gegründet und ist 

in Göttingen ansässig. Über den Bundesverband hinaus existieren 

in Niedersachsen in Braunschweig, Göttingen, Hannover und Osna­

brück selbstständige Ortsgruppen.

Die RH versteht sich als „Selbsthilfeorganisation für die gesamte Lin­

ke“. Bewusst verzichtet sie darauf, sich von extremistischen Zusam­

menschlüssen zu distanzieren. Ihre Hauptaufgabe sieht sie im Kampf 

gegen „staatliche Repression“, indem sie Rechtshilfe gewährt und 

Szeneangehörigen Anwälte vermittelt. Außerdem stellt sie zu be­

sonderen Veranstaltungen, beispielsweise bei Demonstrationen, 

sogenannte Ermittlungsausschüsse bereit. Deren Aufgabe besteht 

darin, sich um Festgenommene zu kümmern und Rechtsanwälte zu 
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vermitteln. Die RH begleitet zudem strafprozessuale Maßnahmen u. a. 

mit Solidaritätsveranstaltungen und Kampagnen, um auf diese Wei­

se die vermeintliche Repression staatlicher Behörden gegen politi­

sche Aktivisten zu „entlarven“.

Im Zusammenhang mit den Ermittlungen wegen der gewalttätigen 

Ausschreitungen beim G20­Gipfel initiierte die RH eine eigene Spen­

denkampagne zur Unterstützung der Tatverdächtigen. Unter dem 

Motto „United We Stand! – Unsere Solidarität gegen ihre Repressi­

on!“ sammelt die RH seit August 2017 Gelder für die anstehenden 

Gerichtsprozesse, die nach Aussage der RH als „politische Machtde­

monstration des Apparats“ zu werten seien. Am 17.03.2018, dem 

„Tag des politischen Gefangenen“ führte die RH in diesem Kontext 

eine „Antirepressions­Demonstration“ unter 

dem Motto „United We Stand! Gemeinsam ge­

gen Repression und autoritäre Führung“ in Ham­

burg durch. Da das Aktionsfeld „Antirepression“ 

weiterhin einen hohen Stellenwert innerhalb des 

linksextremistischen Spektrums, insbesondere in 

der autonomen Szene, einnimmt, kann die RH 

seit mehreren Jahren einen bundesweit kontinu­

ierlichen Anstieg ihrer Mitgliederzahlen verbu­

chen. So sind gegenwärtig bundesweit mehr als 

9.000 Personen in der RH organisiert, mindes­

tens 700 davon in Niedersachsen.

Zur Struktur der RH gehört auch das am 

18.02.2005 in Umsetzung eines Beschlusses der 

RH­Hauptversammlung in Göttingen gegründe­

te und dort auch ansässige Hans­Litten­Archiv, 

benannt nach einem Rechtsanwalt, der während 

der Weimarer Republik für die RH tätig war.

Kampf gegen den Militarismus

Antimilitaristen unterstellen der Bundesrepublik, von ihrer Staats­

ordnung, Gesellschaftsstruktur und Denkweise her militaristisch zu 

sein. Ihre Proteste richten sich deshalb vor allem gegen die Bundes­

wehr und gegen die mit ihr zusammenarbeitenden Unternehmen. 

Auch Linksextremisten sind in dem Themenfeld „Antimilitarismus“ 

aktiv. Im Gegensatz zu den nichtextremistischen Antimilitaristen 
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zielen sie mit ihren Protesten und Aktionen über den eigentlichen 

Anlass hinaus auf die Überwindung des bestehenden politischen 

Systems der Bundesrepublik Deutschland.

Neben der im Wesentlichen von Angehörigen des nichtextremisti­

schen Spektrums getragenen sogenannten Anti­Kriegs­ bzw. Frie­

densbewegung reklamieren auch der parteipolitisch organisierte 

Linksextremismus und Autonome – unter ausdrücklicher Einbezie­

hung für sie typischer militanter Aktionen – das Thema „Antimilita­

rismus“ für sich. Im Sinne der Militarismustheorie Karl Liebknechts, 

wonach das Militär im Kapitalismus dazu dient, „kapitalistische Ex­

pansionsbestrebungen“ gegenüber anderen Staaten durchzusetzen 

und im eigenen Land den Kapitalismus und dessen „Ausbeutungs­

strukturen“ zu stabilisieren, sehen Linksextremisten in der Bundes­

wehr ein kriegführendes Organ zur nationalen und internationalen 

Durchsetzung „kapitalistischer“ und „imperialistischer“ Interessen. 

Aus diesem Grund spielt die Anwendung von Gewalt zur Durch­

setzung ihrer Ziele weiterhin eine zentrale Rolle in der autonomen 

Szene auch in diesem thematischen Zusammenhang. So wurden 

im Jahr 2018 Brandanschläge auf die Anlagen der Deutschen Bahn 

AG in Eschede und auf zwei Bundeswehr­LKW in Soltau im Zusam­

menhang mit der Kampagne „fight4afrin“ sowie auf zwei Bundes­

wehr­LKW in Hannover verübt.107

In der Nacht zum 19.03.2018 verübten unbekannte Täter einen 

Brandanschlag auf die Anlagen der Deutschen Bahn AG in Eschede. 

Sie öffneten einen schienennahen Kabelschacht und entzündeten 

die in den Schacht führenden Signalkabel. Es entstand ein Sach­

schaden in fünfstelliger Höhe und führte zu Verspätungen im Zug­

verkehr. Noch am selben Tag wurde auf einem auch von Linksextre­

misten genutzten Internetportal und auf einer Kampagnenseite im 

Internet ein Bekennerschreiben veröffentlicht. Unter der Überschrift 

„fight4afrin: Sabotage an Bahnstrecke Hannover­Hamburg gegen 

die Firma Rheinmetall“ beziehen sich die Täter auf den Einmarsch 

der türkischen Armee in die syrische Stadt Afrin und teilen mit, dass 

es ihr Ziel war, die 

107 Die linksextremistische Kampagne „fight4afrin“ wandte sich in Form von Demonstratio­
nen und Aktionen gegen die am 20.01.2018 begonnene türkische Militäroffensive in der 
bis dahin von Kurden kontrollierten Region Afrin im Nordwesten Syriens.
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„… bahnstrecke hamburg-hannover zu sabotieren da sich entlang dieser strecke ein werk 

der firma rheinmetall befindet, in dem sowohl munition als auch teile für die im krieg gegen 

afrin verwendeten panzer (leopard 2) gefertigt werden.“

(Fehler aus dem Original übernommen).

Bereits am 13.03.2018 waren unbekannte Täter nachts in das Fir­

mengelände eines KFZ­Werkstattbetriebes in Soltau eingedrungen 

und setzten dort einen abgestellten Bundeswehr­LKW vermutlich 

mittels Grillanzünder in Brand. Ein weiterer Bundeswehr­LKW wur­

de durch das übergreifende Feuer beschädigt. Auch diesmal folgte 

unmittelbar auf die Tat ein Selbstbezichtigungsschreiben, abermals 

auf dem auch von Linksextremisten genutzten Internetportal un­

ter der Überschrift „Brandanschlag auf Bundeswehrfahrzeuge in 

Soltau – fight 4afrin!“ und auf einer Kampagnenseite im Internet. 

Danach widmeten die Täter den Anschlag einem im Kampf mit der 

türkischen Armee in der Schlacht um Afrin gefallenen kurdischen 

Kämpfer. Zugleich riefen sie dazu auf, den „deutschen Militarismus 

hier anzugreifen und den Kriegstreibern in den Rücken zu fallen.“

Auf dem Firmengelände eines KFZ­Betriebes in Hannover setzten 

unbekannte Täter am 07.07.2018 einen Bundeswehr­LKW in Brand. 

Das Feuer griff auf einen daneben geparkten Bundeswehr­LKW 

über. Beide Fahrzeuge brannten komplett aus. Es entstand ein 

Sachschaden in Höhe von mehr als 40.000 Euro. In einem auch von 

Linksextremisten genutzten Internetportal erschien drei Wochen 

nach der Tat ein Selbstbezichtigungsschreiben, in dem die Täter ihre 

„tiefe Abneigung gegen Militarismus im Allgemeinen und deutsches 

Kriegsgerät im Besonderen“ ausdrückten und offen ihre Freude über 

die ausgebrannten LKWs bekundeten.

Kampf gegen Rassismus

Das Aktionsfeld „Antirassismus“ hatte im Zuge des Flüchtlingszu­

zugs in den zurückliegenden Jahren auch innerhalb der autonomen 

Szene an Bedeutung gewonnen. Nachdem die Flüchtlingszahlen in 

den Jahren 2016 und 2017 jedoch zurückgegangen sind, ist auch 

der Stellenwert des Themas „Antirassismus“ innerhalb der au­

tonomen Szene wieder gesunken. Nichtsdestotrotz überspitzen 

Linksextremisten weiterhin ihre Kritik an bestehenden Asyl­ und 
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Flüchtlingsgesetzen und am Handeln von Ausländerbehörden, Poli­

zei und Gerichten zum Vorwurf eines „systemimmanenten“ Rassis­

mus. Staatliche Repräsentanten und Akteure werden damit auf eine 

Stufe mit Rechtsextremisten gestellt und somit Forderungen nach 

der Abschaffung des politischen Systems legitimiert. Vor diesem 

Hintergrund unterstützen Teile des niedersächsischen linksextre­

mistischen Spektrums auch von Abschiebung bedrohte Flüchtlinge. 

Am 24.05.2018 solidarisierten sich etwa 130 Abschiebungsgegner, 

darunter auch Linksextremisten, mit einem wegen seiner bevorste­

henden Abschiebung im Polizeidienstgebäude der Polizeiinspektion 

Göttingen befindlichen Mann. Wiederholt versuchten sie, auf das 

Dienstgelände zu gelangen. Dabei wurden aus der Menge heraus 

zwei Polizeibeamte durch Tritte verletzt. Insgesamt wird der „Kampf 

gegen Rassismus“ den Aktionsfeldern „Antifaschismus“ und „Anti­

repression“ derzeit jedoch nachgeordnet.

Bewertung, Tendenzen, Ausblick

Vor dem Hintergrund sowohl des verstärkten Auftretens rechtspo­

pulistischer Parteien und rechtsextremistischer Gruppierungen als 

auch des sich zurzeit in der Novellierung befindlichen NPOG wer­

den 2019 die Aktionsfelder Antifaschismus und Antirepression im 

Mittelpunkt der Aktivitäten der autonomen Szene in Niedersachsen 

stehen. Je nachdem wie sich die Lage der Flüchtlinge in Deutschland 

und Europa weiterentwickelt, könnte auch das Themenfeld Antiras­

sismus wieder an Bedeutung gewinnen. 

Im Fokus des linksextremistischen Agierens werden im Jahr 2019 

weiterhin insbesondere die AfD und ihre Aktivitäten in Niedersach­

sen stehen. Die Wahlerfolge der AfD dürften die Autonomen darin 

bestärken, langfristig entschlossen gegen den aus ihrer Perspektive 

faschistoiden demokratischen Rechtsstaat vorzugehen. Zu einem 

Höhepunkt dieser Auseinandersetzung könnten die Wahlen zum 

Europäischen Parlament am 26.05.2019 werden. Generell muss aber 

über das gesamte Jahr 2019 mit Übergriffen auf Informationsstände 

der AfD ebenso gerechnet werden, wie mit Versuchen, Veranstal­

tungen dieser Partei zu stören bzw. zu verhindern. Körperliche Über­

griffe auf einzelne AfD­Funktionsträger sind ebenso wahrscheinlich 

wie gezielte Anschläge auf deren Hab und Gut. 
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Auch an der andauernden Auseinandersetzung um die Novellierung 

des NPOG werden sich niedersächsische Linksextremisten weiterhin 

beteiligen. Darüber hinaus ist eine Teilnahme auch von niedersäch­

sischen Linksextremisten an den geplanten Protesten gegen den 

G20­Gipfel im französischen Biarritz wahrscheinlich.

3.5 Anarchisten

Sitz / Verbreitung Anarchisten

Mit Ausnahme der Freien Arbeiterinnen­ und Arbeiter­Union 

(FAU) existieren in Niedersachsen keine gefestigten anarchisti­

schen Strukturen.

Die FAU unterhält in Göttingen und Hannover einzelne Orts­

gruppen, zudem existiert eine Jugendgruppe in Göttingen.

Mitglieder /  

Anhänger /  

Sympathisanten

Bund: 800   Niedersachsen: 30  

Publikationen „Gai Dao“ (Publikation der Föderation deutschsprachiger  

Anarchisten; monatlich)

„Direkte Aktion“ (Onlinepublikation der FAU; unregelmäßig)

Finanzierung Finanzierung von Aktionen und Kampagnen durch Spenden 

sowie Solidaritätsveranstaltungen, bei der FAU auch Mitglieds­

beiträge

Kurzportrait / Ziele Neben dem Kommunismus ist der moderne Anarchismus der 

zweite grundlegende Ideologiestrang des Linksextremismus. Bei­

de Strömungen setzen sich dafür ein, die bestehende Ordnung 

zu überwinden. Anarchisten streben diesbezüglich die unmit­

telbare Errichtung einer herrschaftsfreien Gesellschaftsordnung 

an, in der der Mensch von allen politischen, ökonomischen und 

kulturellen Zwängen befreit leben kann.

Im Anarchismus nimmt die individuelle Freiheit den höchsten 

Stellenwert ein. Vor diesem Hintergrund negieren Anarchisten 

sämtliche Hierarchie­ und Herrschaftsformen. Zudem sprechen 

sie nicht nur dem Staat und seinen Institutionen, sondern ebenso 

der (sozialen) Marktwirtschaft jegliche Existenzberechtigung ab. 
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Als kleinste Einheit des anarchistischen Zusammenlebens gilt 

die sogenannte Kommune, im ökonomischen Bereich wird die 

Gründung föderal strukturierter Genossenschaften und Syndika­

te angestrebt. Der Anarchismus ist aber keineswegs als geschlos­

sener Theorieblock zu verstehen. Vielmehr verbergen sich hinter 

dem Begriff verschiedene Strömungen mit z. T. sehr unterschied­

lichen Konzepten. Unter den niedersächsischen Anarchisten ist 

der eher praxisorientierte Anarchosyndikalismus am stärksten 

vertreten.108 So orientiert sich z. B. die FAU an anarchosyndikalis­

tischen Konzepten.

108 Unter Anarchosyndikalismus versteht man eine gewerkschaftliche Organisierung, die auf 
anarchistischen Prinzipien beruht.

Grund der Beobachtung / Verfassungsfeindlichkeit

Gemeinsames Ziel aller anarchistischen Gruppierungen ist es, den 

Staat und seine Institutionen abzuschaffen und durch eine „herr­

schaftsfreie Gesellschaft“ zu ersetzen. Hiermit richten sie sich gegen 

die freiheitliche demokratische Grundordnung und sind demnach 

verfassungsfeindlich (§ 3 Abs. 1 NVerfSchG).

Ereignisse und Entwicklungen 

Zu einer der größten anarchosyndikalistischen Gruppierungen in 

Deutschland zählt die 1977 gegründete Freie Arbeiterinnen­ und 

Arbeiter­Union (FAU). Sie ist eine bundesweite Föderation aus unab­

hängigen lokalen Einzel­ und Branchengewerkschaften, sogenann­

ten Syndikaten und versteht sich als eine nach basisdemokratischen 

Prinzipien aufgebaute Gewerkschaft. Das Allgemeine Syndikat der 

FAU Hannover (AS) ist die einzige gefestigte anarchistische Struktur 

in Niedersachsen. Sie ist Teil der Lokalföderation FAU Hannover, die 

wiederum Teil der bundesweiten FAU ist. 

In den Grundsätzen des AS der FAU Hannover heißt es unter der 

Überschrift „Die neue Gesellschaft in der Schale der alten aufbauen“:

„Eine Veränderung von Wirtschaft und Gesellschaft muss an deren Basis ansetzen und setzt 

Alternativen zu zentralistischen Staatsstrukturen voraus.“

(Internetseite der FAU, 20.12.2018)
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Was die AS damit meint, verdeutlicht sie in ihrem Selbstverständnis: 

„In diesem Sinne verfolgt das Allgemeine Syndikat der FAU Hannover eine sozialrevolutio-

näre Strategie. Wir zielen also auf eine Umwälzung der gesellschaftlichen Verhältnisse `von 

unten´ ab.“

(Internetseite der FAU, 20.12.2018)

Die „Grundprinzipien des Syndikalismus“ konkretisiert die FAU u. 

a. in einem Grundlagentext, der ebenfalls auf der Homepage der 

Organisation aufrufbar ist. In den beiden Kapiteln „Grundsätze und 

Ziele“ sowie „Kritik der bestehenden Verhältnisse“ hält die FAU für 

ihre Arbeit fest:

„Wir streben die Überwindung des Kapitalismus an. … Wir beziehen uns [dabei] auf die 

Ideen des Anarchosyndikalismus. … Kapitalismus ist kein Naturgesetz, sondern lediglich 

ein von Menschen geschaffenes Verhältnis, das durch kollektives Handeln der Arbeitenden 

aufgehoben werden kann.“

(Internetseite der FAU, 17.01.2018)

Der von der FAU angestrebte Systemwechsel soll dabei von basis­

demokratisch strukturierten Lokal­ und Betriebsgruppen organi­

siert werden, die unter Rückgriff auf direkte und z. T. auch mili­

tante Aktionsformen, wie z. B. Fabrikbesetzungen, Streiks und 

Sabotageaktionen, vor Ort agieren sollen. Mit ihrem Engagement 

für Gewerkschaftsbelange und ihren Solidarisierungsbekundun­

gen mit streikenden Arbeiterinnen und Arbeitern versucht die FAU 

anschlussfähig zu werden und neue Mitglieder für ihre über diese 

Themen hinausgehenden systemablehnenden Ziele zu gewinnen. 

Neben einer Ortsgruppe in Hannover gibt es seit September 2017 

auch eine FAU­Ortsgruppe und eine FAU­Jugendgruppe in Göttin­

gen. Zudem ist die FAU seit 2017 international wieder stärker ver­

netzt. Nachdem sie nach langjähriger Mitgliedschaft im Dezember 

2016 aus der Internationalen ArbeiterInnen Assoziation (IAA) aus­

geschlossen wurde, beteiligte sich die Gewerkschaft an mehreren 

Konferenzen zur Gründung eines neuen internationalen Zusammen­

schlusses anarchosyndikalistischer Organisationen. 
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Weiterhin besteht in Göttingen die der FAU nahe stehende „Anar­

cho­syndikalistische Jugendorganisation“ (ASJ). Sie ist Mitglied in 

der Föderation deutschsprachiger Anarchist*innen, einem „Zusam­

menschluss anarchistischer Gruppen, Föderationen, Projekten und 

Einzelpersonen aus dem deutschsprachigen Raum.“ Auf ihrer Inter­

netseite beschreibt sie sich wie folgt:

„Anarchistischen und syndikalistischen Ideen verbunden, streben wir eine herrschaftsfreie 

und selbstverwaltete Gesellschaft an.“

(Internetseite der ASJ Göttingen, 22.01.2019)

Die ASJ organisiert in Göttingen regelmäßig öffentliche Abende und 

beteiligt sich an szenetypischen Demonstrationen und Kundgebun­

gen, so auch im Jahr 2018. Neben der ASJ Göttingen agieren im 

Bundesgebiet noch mindestens drei weitere Jugendorganisationen.

Bewertung, Tendenzen, Ausblick

Im Vergleich zu den autonomen bzw. postautonomen Gruppierungen 

sind anarchistische Organisationen generell von nachrangiger Bedeu­

tung. Allein aufgrund ihrer theoretischen Zersplitterung dürfte sich 

daran auch künftig kaum etwas ändern. Der Anarchosyndikalismus 

wird auch im Jahr 2019 der am stärksten wahrnehmbare Teil des an­

archistischen Spektrums in Deutschland und Niedersachsen bleiben.
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